
780 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 32 vom 28. Dezember 2018 

nicht erhoben wurden, werden Untergebrachte und 
andere betroffene Personen durch die Unterbrin­
gungseinrichtung informiert. Artikel 14 der Daten­
schutz-Grundverordnung findet Anwendung. 

(2) Die Unterbringungseinrichtung erteilt betroffe­
nen Personen auf Antrag Auskunft nach Maßgabe 
von§ 15 der Datenschutz-Grundverordnung. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 und bei einer 
Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten 
kann die Unterbringungseinrichtung die Benach­
richtigung oder die Auskunft gemäß den §§ 11 bis 13 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein Westfalen be­
schränken. Über die Zwecke der §§ 11 bis 13 des 
Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen hinausge­
hend, ist eine Beschränkung auch zulässig, sofern ei­
ne Information oder Auskunft die Erfüllung der Auf­
gaben nach § 1 Absatz 2 gefährden würden. 

(4) Bei der Entscheidung über die Notwendigkeit ei­
ner Beschränkung sind die öffentlichen Interessen an 
der Geheimhaltung mit dem Informationsinteresse 
der betroffenen Person abzuwägen und der Verhält­
nismäßigkeitsgrundsatz zu beachten. Vor einer voll­
ständigen Beschränkung sind die Möglichkeiten ei­
ner teilweisen Beschränkung der Information oder 
Auskunft zu prüfen. Im öffentlichen Interesse geheim 
zu halten sind insbesondere Daten, die Rückschlüsse 
auf nach gesetzlichen Vorschriften geheim zu halten­
de Urheber von Informationen oder Rückschlüsse 
auf die nach gesetzlichen Vorschriften geheim zu hal­
tende Art und Weise der Ermittlung oder die nach 
gesetzlichen Vorschriften geheim zu haltende Verar­
beitung oder Ubermittlung von Informationen zulas­
sen. Bei der Ablehnung einer Auskunftserteilung fin­
det § 12 Absatz 4 des Datenschutzgesetzes Nord­
rhein-Westfalen Anwendung. Die betroffene Person 
ist über die Beschränkung zu unterrichten, sofern 
dies nicht dem Zweck der Beschränkung abträglich 
ist. 

§ 56 
Löschungsfrist 

Personenbezogene Daten sind drei Jahre nach der 
vollzogenen Abschiebung, Zur,ückweisung, Zurück­
schiebung oder vollzogenen Uberstellung oder der 
Entlassung aus der Haft zu löschen. Diese Frist gilt 
auch für die in Verzeichnissen und Protokollen ent­
haltenen Daten. 

§ 57 
Ausführungsbestimmungen 

Das für Ausländer- und Asylangelegenheiten zustän­
dige Ministerium wird ermächtigt, zur Erreichung 
der Ziele dieses Gesetzes durch Rechtsverordnung 
ergänzende Bestimmungen über die für den Abschie­
bungshaftvollzug zuständigen Behörden, über die 
Aufnahme, die Feststellung einer besonderen Schutz­
bedürftigkeit, Unterbringung, Bewegungsfreiheit, 
Arbeitsmöglichkeiten, die Betreuung und Beratung 
von Untergebrachten, über in den Einrichtungen 
vorzuhaltende Freizeit- und Sportmöglichkeiten, 
über Verhaltensregeln und über die Art und Weise 
der Dokumentation und Akteneinsicht zu treffen. 

§ 58 
Einschränkung von Grundrechten 

Durch dieses Gesetz werden das Grundrecht auf in­
formationelle Selbstbestimmung und das Grund­
recht auf den Schutz personenbezogener Daten nach 
Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Ab­
satz 1 des Grundgesetzes und die Grundrechte aus 
Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 und 2 (körperliche Unver­
sehrtheit und Freiheit der Person), Artikel 5 Absatz 1 
Satz 1 (Informationsfreiheit) und Artikel 10 Absatz 1 
(Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis) des Grund­
gesetzes in Verbindung mit Artikel 4 Absatz 1 der 
Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen einge­
schränkt." 

38. Der bisherige § 36 wird § 59 und in Satz 2 wird die 
Angabe „2020" durch die Angabe „2022" ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 18. Dezember 2018 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

(L.S.) Armin Laschet 

46 

Der Minister der Finanzen 

Lutz L i e n e n k ä m p er 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

Ina Scharrenbach 

Für den Minister der Justiz 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

- GV. NRW. 2018 S. 770 

Ausführungsgesetz zu§ 47 Absatz lb 
des Asylgesetzes (AG AsylG) 

Vom 18. Dezember 2018 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Ausführungsgesetz zu§ 47 Absatz lb des Asylgesetzes 
(AG AsylG) 

§ 1 

Ausländer im Sinne von § 47 Absatz 1 des Asylgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. September 
2008 (BGBl. I S. 1798), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2780) geändert 
worden ist, sind verpflichtet, bis zur Entscheidung des 
Bundesamtes über den Asylantrag und im Falle der Ab­
lehnung des Asylantrags als offensichtlich unbegründet 
oder als unzulässig bis zur Ausreise oder bis zum Vollzug 
der Abschiebungsandrohung oder -anordnung in der für 
ihre Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung, 
längstens jedoch für 24 Monate, zu wohnen. Davon aus­
genommen sind Personensorge- und Erziehungsberech­
tigte mit minderjährigen Kindern und Jugendlichen, 
deren Antrag nach sechs Monaten noch nicht beschieden 
wurde. 

§2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft 
und am 1. September 2024 außer Kraft. 

Düsseldorf, den 18. Dezember 2018 

(L.S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin Laschet 

Der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration 

Dr. Joachim S t a m p 
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Der Minister der Finanzen 

Lutz L i e n e n k ä m p e r 

Der Minister des Innern 

Zugleich für den Minister der Justiz 

Herbert R e u 1 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef Laum an n 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Yvonne G e b a u e r 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

Ina S c h a r r e n b a c h 

- GV. NRW. 2018 S. 780 

Siebte Verordnung 
zur Änderung der Finanzamtszuständigkeits­

verordnung 
Vom 17. Dezember 2018 

Auf Grund des § 17 Absatz 1 und 2 Satz 3 und 4 des Fi­
nanzverwaltungsgesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 4. April 2006 (BGBL I S. 846, 1202), von 
denen Absatz 2 Satz 3 zuletzt durch Artikel 14 des Ge­
setzes vom 2. November 2015 (BGBL I S. 1834) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 1 der Delegationsverord­
nung FM vom 6. März 2018 (GV. NRW. S. 167), verordnet 
das Ministerium der Finanzen: 

Artikel 1 

Die Finanzamtszuständigkeitsverordnung vom 17. Juni 
2013 (GV. NRW. S. 350), die zuletzt durch Verordnung 
vom 26. September 2016 (GV. NRW. S. 855), geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

In § 2 Absatz 1 Nummer 19 werden die Wörter „Fi­
nanzamts Moers mit Sitz in Moers" durch die Wörter 
,,Finanzamts Kamp-Lintfort mit Sitz in Kamp-Lint­
fort" ersetzt. 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird das Wort „jeweils" durch die 
Wörter „bis zum 31. Dezember 2017" ersetzt. 

b) In Nummer 4 wird nach dem Wort „Fassung" ein 
Komma eingefügt. 

c) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 einge­
fügt: 

„5. Investmentfonds im Sinne des § 1 Absatz 1 des 
Investmentsteuergesetzes vom 19. Juli 2016 
(BGBL I S. 1730) in der jeweils geltenden Fassung'.' 

d) In dem Satzteil nach Nummer 5 werden nach der 
Angabe ,,(BGBl. I S. 2467)" die Wörter „in der je­
weils geltenden Fassung" eingefügt. 

e) In Buchstabe b werden jeweils nach dem Wort 
,, Köln" die Wörter „ und Münster" eingefügt. 

3. Nach§ 28 werden die folgenden§§ 29-31 eingefügt: 

,,§ 29 
Zentrale Ermittlungseinheit zur Bekämpfung 

der Terrorismusfinanzierung und der 
Organisierten Kriminalität 

Zuständig für 

1. die Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft 
und dem Landeskriminalamt unter Wahrung des 
Steuergeheimnisses nach § 30 der Abgabenord­
nung und der Beachtung der allgemeinen Daten­
schutzbestimmungen durch die Unterstützung des 
Landeskriminalamtes bei Ermittlungen mit steu­
erlicher oder steuerstrafrechtlicher Relevanz sowie 
durch die Vornahme gemeinsamer Ermittlungen in 
deliktsübergreifenden Fallgestaltungen, insbeson­
dere 

a) im Bereich der organisierten Kriminalität, Wirt­
schaftskriminalität und Korruption, 

b) im Bereich der Geldwäsche und der Vermögens­
abschöpfung, 

c) im Bereich staatsschutzrelevanter Delikte und 
der Aufklärung von Finanzierungsquellen des 
internationalen Terrorismus, 

d) im Bereich der Internetkriminalität (,,Cyber­
crime") und 

2. die anlassbezogene landesinterne Kommunikation 
und Kooperation mit den übrigen Finanzämtern 
für Steuerstrafsachen und Steuerfahndung und 
den Finanzämtern für Groß- und Konzernbetriebs­
prüfung des Landes in den unter Nummer 1 ge­
nannten Bereichen unter Wahrung des Steuerge­
heimnisses nach§ 30 der Abgabenordnung und der 
Beachtung der allgemeinen Datenschutzbestim­
mungen, 

ist das Finanzamt für Steuerstrafsachen und Steu­
erfahndung in Düsseldorf für die Bezirke aller Fi­
nanzämter des Landes Nordrhein-Westfalen." 

,,§ 30 

Analyseeinheit Risikoorientierte Ermittlungen 
im Bereich der Steueraufsicht 

Zuständig für: 

1. Selbstaufgriff eines Fallkomplexes nach § 208 Ab­
satz 1 Nummer 3 der Abgabenordnung, 

2. Ermittlung von Sachverhalten, die aufgrund Be­
werbung oder Geschäftsgebaren oder aufgrund 
tatsächlicher Handhabung geneigt sind, in einer 
Mehrzahl oder gar Vielzahl von Fällen Steuerver­
kürzungen herbeizuführen, 

3. Prüfung des voraussichtlichen Steuerausfallrisikos 
und etwaiger zusätzlicher in Betracht kommender 
Beträge nach den §§ 30, 17 Absatz 4 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 602), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) geändert 
worden ist (Werthaltigkeitsanalyse) in landeswei­
ten Fallkomplexen, 

4. Prüfung des voraussichtlichen Steuerausfallrisikos 
und etwaiger zusätzlicher in Betracht kommender 
Beträge nach den §§ 30, 17 Absatz 4 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten bei dezentraler Straf­
verfolgung (Werthaltigkeitsanalyse) in bundeswei­
ten Fallkomplexen, 

5. Eingang von Daten und Informationen aus ande­
ren Bundesländern oder vom Bundeszentralamt 
für Steuern, soweit der Fallkomplex nicht einem 
anderen Finanzamt für Steuerstrafsachen und 
Steuerfahndung zugewiesen wurde und 

6. Abgleich, ob bei anderen Steuerfahndungsstellen 
im Bundesgebiet vergleichbare Ermittlungen be­
reits aufgenommen wurden und Klärung der wei­
teren Aufgabenerledigung, 

ist das Finanzamt für Steuerstrafsachen und Steu­
erfahndung in Hagen für die Bezirke aller Finanz­
ämter des Landes Nordrhein-Westfalen." 
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